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BUNDESVERFASSUNGSGERICHT

- 2 BvR 1643/17 -

In dem Verfahren
über

die Verfassungsbeschwerde

des Herrn S...,

gegen a) den Beschluss des Oberlandesgerichts Hamm vom 6. Juni 2017 - III - 2
Ausl. 133/16 -,

b) den Bewilligungsbescheid der Generalstaatsanwaltschaft Hamm - 4
AuslA 209/16 -

und Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung

hat die 2. Kammer des Zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts durch

den Richter Huber

und die Richterinnen Kessal-Wulf,

König

gemäß § 93b in Verbindung mit § 93a BVerfGG in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 11. August 1993 (BGBl I S. 1473)

am 26. Juli 2017 einstimmig beschlossen:

Die Verfassungsbeschwerde wird nicht zur Entscheidung angenom-
men.

Damit erledigt sich der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anord-
nung.

G r ü n d e :

Die Verfassungsbeschwerde ist nicht zur Entscheidung anzunehmen. Die Annah-
mevoraussetzungen des § 93a Abs. 2 BVerfGG liegen nicht vor, weil die Verfas-
sungsbeschwerde keine Aussicht auf Erfolg hat. Sie ist unzulässig.

1. Soweit sich die Verfassungsbeschwerde gegen den Beschluss des Oberlandes-
gerichts Hamm vom 6. Juni 2017, dem Beistand des Beschwerdeführers zugegan-
gen am 15. Juni 2017, richtet, ist sie verfristet. Die Frist zur Erhebung der Verfas-
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sungsbeschwerde endete am 17. Juli 2017. Die Verfassungsbeschwerde ging aller-
dings erst am 24. Juli 2017 beim Bundesverfassungsgericht ein. Entgegen der Auf-
fassung des Beschwerdeführers ist der Antrag vom 29. Juni 2017 an die General-
staatsanwaltschaft Hamm auf Ablehnung der Bewilligung nicht geeignet, die Frist zur
Erhebung der Verfassungsbeschwerde offen zu halten. Er gehörte nicht zum Rechts-
weg, § 90 Abs. 2 Satz 1 BVerfGG. Eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand von
Amts wegen (§ 93 Abs. 2 BVerfGG) kommt nicht in Betracht, weil Tatsachen für ein
fehlendes Verschulden des Fristversäumnisses nicht ersichtlich sind.

2. Soweit sich die Verfassungsbeschwerde gegen die Entscheidung über die Bewil-
ligung der Auslieferung richtet, genügt sie den Substantiierungsanforderungen nach
§ 23 Abs. 1 Satz 2, § 92 BVerfGG nicht. Zu den Voraussetzungen der Zulässigkeit ei-
ner Verfassungsbeschwerde gehört die Darlegung, dass dem Erfordernis der Er-
schöpfung des Rechtswegs genügt ist (vgl. BVerfGE 112, 304 <314 f.>; BVerfGK 18,
152 <153>; BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Ersten Senats vom 25. Febru-
ar 2016 - 1 BvR 1042/15 -, juris, Rn. 13). Die Beschwerdebegründung lässt dies
nicht erkennen. Der anwaltlich vertretene Beschwerdeführer hat es jedenfalls ver-
säumt, sich mit der Möglichkeit fachgerichtlichen Rechtsschutzes gegen die Ent-
scheidung über die Bewilligung der Auslieferung und den hierzu vertretenen Auffas-
sungen auseinanderzusetzen (vgl. BVerfGE 113, 273 <309 ff.>; BVerfG, Beschluss
des Zweiten Senats <Dreier-Ausschuss> vom 16. März 1983 - 2 BvR 429/83 -, Eu-
GRZ 1983, S. 262 f.; BVerwGE 137, 52; Vogel/Burchard, in: Grützner/Pötz/Kreß,
IRG, § 13 Rn. 9 <April 2012> m.w.N.).

3. Infolge der Unzulässigkeit der Verfassungsbeschwerde kann die Kammer nicht
prüfen, ob die Auslieferung des Beschwerdeführers zur Strafverfolgung in die Repu-
blik Türkei trotz bestehender völkerrechtlich verbindlicher Zusicherungen verfas-
sungsrechtlichen Bedenken begegnet.

4. Mit der Nichtannahme der Verfassungsbeschwerde wird der Antrag auf Erlass ei-
ner einstweiligen Anordnung gegenstandslos (vgl. § 40 Abs. 3 GOBVerfG).

Von einer weiteren Begründung wird nach § 93d Abs. 1 Satz 3 BVerfGG abgese-
hen.

Diese Entscheidung ist unanfechtbar.

Huber Kessal-Wulf König
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